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Pressemitteilung vom 02.01.2003

Badewasserverordnung gefährdet viele Bäder

Nicht alles technisch Mögliche ist gesundheitlich notwendig

Stuttgart. Wenn die Bundesregierung ihre neue Badewasserverordnung wie geplant durchsetzt, können die Städte und Gemeinden viele Schwimmbäder nicht mehr weiter betreiben. Das befürchtet der Gemeindetag Baden-Württemberg. Vor allem kleinere Bäder seien durch die kostenträchtigen Hygienestandards gefährdet.

Mit neuen chemischen und mikrobiellen Grenzwerten, die erstmals in einer Verordnung festgeschrieben werden sollen, will der Bund die Hygiene in öffentlich zugänglichen Bädern regeln. „Dabei schießt er weit über ein vernünftiges Ziel hinaus,“ sagt Johannes Stingl, Beigeordneter beim Gemeindetag. „Das Gesundheitsministerium will alles durchsetzen, was technisch machbar ist, statt sich daran zu orientieren, was gesundheitlich erforderlich und sinnvoll ist,“ bemängelt Stingl. Die überzogenen Standards würden Investitionen von mindestens 20.000 € pro Bad erfordern; der Betrag könne sich aber leicht auf ein Mehrfaches erhöhen. Hinzu kommen deutlich höhere Betriebskosten, berichtet der Gemeindetag.

„Diese Kosten können sich viele Gemeinden nicht mehr leisten, bei der katastrophalen Entwicklung der Steuereinnahmen erst recht nicht,“ erwartet Stingl. „Da werden viele kommunale Bäder geschlossen werden müssen.“ Vor allem kleinere Bäder und Schulschwimmbecken seien hochgradig gefährdet. So werde dem Schul- und Ausgleichssport geschadet: kein Beitrag zur Gesundheitsvorsorge, findet Stingl. Wenn preisgünstige kommunale Bäder schließen müssten, habe das auch einen sozialen Aspekt.

„Die kleinen Bäder stehen oft ohnehin auf der Kippe, weil sie schon jetzt einen hohen Zuschussbedarf haben. Hinzu kommen große Probleme bei der Gewinnung von Fachpersonal,“ stellt Stingl fest. Der Gemeindetag verlagt daher, die neuen Grenzwerte auf das gesundheitlich Notwendige zu beschränken und den Kommunen wenigstens eine angemessene Umstellungszeit einzuräumen.
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